
 Die Behörden wurden auf 
das geplante Tattoo bei 

einem Pony aufmerksam und 
untersagten das Tätowieren. 
Hiergegen wehrte sich der Tä-
towierer mit einem Eilantrag 
beim Verwaltungsgericht 
Münster, der allerdings abge-
lehnt wurde. Die Geschäftsidee 
„Tattooservice für Tiere“ dürfte 
damit gestorben sein.

Das Tätowieren von Wir-
beltieren stelle einen Verstoß 
gegen § 1 Satz 2 des Tier-
schutzgesetzes (TierSchG) dar, 
wonach einem Wirbeltier ohne 
vernünftigen Grund keine 
Schmerzen zugefügt werden 
dürfen. Außerdem liege durch 
das Einstechen von Farbpig-
menten mit den Nadeln in die 
Haut des Tieres darüber hinaus 
ein Verstoß gegen § 6 Abs. 1 
TierSchG vor. Diese Vorschrift 
verbietet das Zerstören von 
Gewebe eines Wirbeltieres. Das 
wirtschaftliche Interesse des 
Antragstellers rechtfertige 
nicht den Verstoß gegen den 
verfassungsrechtlich veran-
kerten Tierschutz. 

Das Gericht hatte keine 
Zweifel daran, dass die Proze-
dur des Tätowierens beim Tier 
Schmerzen und Angst verursa-
chen würde. Auch diene die 
Tätowierung des Ponys nicht 
einer im Tierschutzgesetz vor-

gesehenen Ausnahme, etwa 
der Kennzeichnung gemäß § 5 
Abs. 3 Nr. 7 TierSchG (VG 
Münster, 1 L 481/10).

Nun mag sich der Pferde-
freund fragen: Wie sieht es in 
diesem Zusammenhang mit 
dem Brennen von Fohlen aus? 
Sind die den Tieren dabei zu-
gefügten Schmerzen gerecht-
fertigt und nach dem Tier-
schutzgesetz erlaubt? 

Der Schenkelbrand des 
Pferdes ist in der Tat bis jetzt 
eine Ausnahme, die nach § 5 
Abs. 3 Nr. 7 TierSchG erlaubt 
ist, weil sie der individuellen 
Kennzeichnung des Tieres 
dient(e). Seit dem 1. Juli 2009 
ist jedoch EU-weit vorgeschrie-
ben, dass alle nach diesem Da-
tum geborenen Fohlen zwecks 
Identifizierung mit einem Mi-
krochip versehen werden müs-
sen. Dieser wird unter die Haut 
des Pferdes implantiert, sei fäl-
schungssicher, kennzeichne 
das Tier individuell und der 
Eingriff sei weniger schmerzin-
tensiv für das Tier, so die Be-
fürworter der Abschaffung des 
Brandzeichens. Seit der Ein-
führung der EU-Richtlinie ist in 
Dänemark der Schenkelbrand 
bei Pferden seit dem 1. März 
2010 verboten. In Deutschland 
werden noch beide Methoden 
der Kennzeichnung parallel 

umgesetzt. Es mehren sich je-
doch die Stimmen, die sich 
nunmehr gegen das Brennen 
aussprechen und es vor dem 
Hintergrund der EU-weiten 
Kennzeichnung durch den Mi-
krochip auch tierschutzrecht-
lich nicht mehr für vertretbar 
halten. Auch die Tierärztliche 
Vereinigung für Tierschutz e.V. 
(TVT) und die Bundestierärz-
tekammer befürworten das 
Verbot des Heißbrandes. Un-
tersuchungen hätten gezeigt, 
dass im Bereich der Kennzeich-
nung bereits seit Jahren gute 
Erfahrungen mit dem Trans-
ponderchip gemacht wurden. 
Der Traber-Verband verwendet 
das Kennzeichnungsverfahren 
z.B. schon erfolgreich seit 
1987. 

Obgleich Studien zeigten, 
dass Schmerzen und Schädi-
gungen bei den Tieren durch 
das Mikrochipverfahren we-
sentlich geringer seien als beim 
Heißbrandverfahren, fordern 
die tierärztlichen Vereini-
gungen zusätzlich eine Vornah-
me der Implantation des Chips 
durch einen Tierarzt und in 
Lokalanästhesie, um eine mög-
lichst fach- und tierschutzge-
rechte Umsetzung des Verfah-
rens zu gewährleisten. Nach 
einer recht kurzfristigen Einga-
be des Bundeslandes Rhein-

land-Pfalz stimmte der Bundes-
rat am 15. Oktober 2010 der 
Abschaffung des Heißbrandes 
zu. Das Bundeslandwirtschafts
ministerium unterstützte die 
Eingabe und muss den Be-
schluss des Bundesrates nun 
gesetzlich umsetzen. 

Dagegen wehren sich eini-
ge Zuchtverbände, darunter 
Größen wie Hannover, Hol-
stein, Westfalen und mit ihnen 
die Deutsche Reiterliche Verei-
nigung. Sie halten die Trans-
ponderkennzeichnung nicht 
für sicher. Der Chip könne ent-
fernt und durch einen neuen 
ersetzt werden, darüber hinaus 
würden bis zu zwei Prozent der 
implantierten Transponder 
ausfallen, also nicht mehr zu 
lesen sein. Auslesen kann man 
diese Art der Kennzeichnung 
nur mit einem speziellen Lese-
gerät, das nicht jedem zur Ver-
fügung steht, schon gar nicht 
Einzelpersonen, die sich beim 
Kauf eines Pferdes von dessen 
Identität überzeugen wollten. 
Ein Schenkelbrand sei dagegen 
für jedermann sichtbar und 
weltweit zu identifizieren, 
heißt es von den Verbänden. 
Sie wollen weiterhin auf den 
Brand auch als Markenzeichen 
setzen und starteten eine Un-
terschriftenaktion im Internet 
(www.pferd-aktuell.de).

Ein aktueller Beschluss des Verwaltungsgerichts 
Münster vom 4. Oktober 2010 verbot einem Tätowie-
rer im Eilverfahren, einem Schimmelpony auf dessen 
rechten hinteren Oberschenkel eine „Rolling Stones 
Zunge“ zu tätowieren. Und auch das Brennen ist ins 
Visier der Tierschützer und Politiker geraten.

Wird Brennen 
verboten?
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Im Bundesrat ist es seit Oktober bereits beschlossene Sache: Der Heißbrand 
soll der Vergangenheit angehören. Noch ist dies aber nicht Gesetz.
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In größeren Vereinen bestehen 
auch unabhängig von der Tur-

niersaison reguläre oder gering-
fügige Beschäftigungsverhält-
nisse mit Reitlehrern, Bereitern, 
Voltigier- und Jugendtrainern. 
Wie die einzelnen Tätigkeiten 
versichert sind, richtet sich nach 
der Ausgestaltung der Tätigkeit 
und dem Verhältnis zwischen 
Person, Tätigkeit und Verein. 
Die Abgrenzung fällt nicht im-
mer leicht.

Wird die verletzte Person 
als Arbeitnehmer des Vereins 
beschäftigt, besteht gesetz-
licher Versicherungsschutz. 
Unter Beschäftigung ist jede 
nichtselbständige Tätigkeit zu 
verstehen, hierunter fallen 
auch Ausbildungsverhältnisse. 
Zuständige Versicherung für 
sämtliche Sportvereine ist die 
Verwaltungs-Berufsgenossen-
schaft (VBG) in Hamburg. Ge-
setzlich über die VBG versi-
chert sind auch Personen, die 
„wie ein Arbeitnehmer“ für den 
Sportverein tätig werden. Bei 
dieser arbeitnehmerähnlichen 
Tätigkeit muss es sich um eine 
ernsthafte, dem Verein dienen-
de Arbeitsleistung handeln, die 
am Markt auch gegen Entgelt 
angeboten wird. Nicht darun-

Fragen Sie nach !  
Für den PFERDEMARKT beantwortet  

Rechtsanwältin und Autorin Olga 

Voy-Swoboda auch Leserfragen. Die 

passionierte Reiterin ist Partnerin der 

Kanzlei Boldwindokters in Ems

detten.  

Anfragen per E-Mail an:  

redaktion@pferdemarkt.de

(Personennamen werden nicht veröffent-
licht. Das Einverständnis zur Veröffentli-
chung wird vorausgesetzt.) 

Unfallversicherung 
im Reitverein
In jedem Reitverein werden viele Arbeiten und Tätig-
keiten von Vereinsmitgliedern verrichtet – teilweise 
ehrenamtlich, manchmal auch gegen Entgelt. Aber 
wie sieht es mit dem Versicherungsschutz aus?

ter fallen wiederum einfache 
Gefälligkeitsleistungen, die 
aufgrund gesellschaftlicher, 
verwandtschaftlicher, nachbar-
schaftlicher und auch mitglied-
schaftsrechtlicher Verpflich-
tung erbracht werden. Letztere 
liegt dann vor, wenn die Tätig-
keit des Mitglieds auf der Ver-
einssatzung beruht, aufgrund 
eines Vorstandsbeschlusses, 
eines Beschlusses der Mitglie-
derversammlung oder auf-
grund allgemeiner Übung er-
bracht wird.

So hatte sich im Jahr 2000 
das Bundessozialgericht (BSG) 
mit dem Unfall der Voltigier-
trainerin eines Reit-, Fahr- und 
Tennisvereins auseinanderzu-
setzen, die beim Führen des 
vereinseigenen Voltigier-
pferdes auf einem Festumzug 
gestürzt und dann von einem 
Huftritt des Pferdes verletzt 
worden war. Die Klage auf ge-
setzlichen Versicherungsschutz 
hatte keinen Erfolg, da das Ge-
richt die Teilnahme der Ge-
schädigten an dem Festumzug 
als mitgliedschaftliche Ver-
pflichtung im Rahmen der Öf-
fentlichkeitsarbeit für den Ver-
ein ansah. Die Grenze der mit-
gliedschaftlichen Tätigkeit sei 
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nur dann überschritten, wenn 
sie inhaltlich oder nach Art und 
Umfang über das hinausgehe, 
was Vereinssatzung oder Be-
schlüsse der Vereinsorgane 
festlegen oder dort, wo sich 
eine Arbeitsleistung von wirt-
schaftlichem Wert deutlich er-
kennbar von dem Maße ab-
hebt, in dem Vereinsmitglieder 
üblicherweise für ihren Verein 
aktiv sind. Übliche Verrich-
tungen für den Verein seien 
z. B. regelmäßige Herrichtung 
und Reinigung von Anlagen 
und Sportplätzen, Verkauf von 
Eintrittskarten und Ordnungs-
dienst bei Veranstaltungen. Die 
Grenze der Geringfügigkeit 
von Tätigkeiten kann aller-
dings von Verein zu Verein ver-

schieden sein, je nachdem, was 
der Verein für Erwartungen an 
seine Mitglieder stellt und wie 
viel die Mitglieder in freiwilli-
ger Übung regelmäßig leisten. 
Die Teilnahme der Voltigier-
gruppe am Festumzug unter 
Leitung der Trainerin war vom 
Vereinsvorstand beschlossen 

worden und sollte der Außen-
darstellung des Vereins dienen, 
weshalb das BSG den sozialge-
setzlichen Versicherungsschutz 
in diesem konkreten Fall ab-
lehnte (BSG, 24.02.2000).

Seit dem 01.01.2005 kön-
nen allerdings durch das „Ge-
setz zur Verbesserung des un-

fallrechtlichen Schutzes bür-
gerschaftlich Engagierter und 
weiterer Personen“ gewählte 
und beauftragte Ehrenamtsträ-
ger freiwillig bei der VBG versi-
chert werden. Nach dem „Ge-
setz zur Reform der gesetz-
lichen Unfallversicherung“ 
(UVMG) vom 1.1.2009 gehören 

Wir verkauften aus unserer 
Zucht einen 4-jährigen Wallach 
in die Schweiz. Die Ankaufsun-
tersuchung wurde bei uns getä-
tigt. Bei der Beugeprobe war ein 
Bein vorne minimal positiv. 
Darauf wurde vorne geröngt, 
ohne besonderen Befund. Da-
nach kaufte die Käuferin das 
Pferd, das tierärztliche Gutach-
ten wurde Bestandteil des Kauf-
vertrages.
Vier Wochen später stellte ein 
Schweizer Tierarzt röntgolo-
gisch Spat im Sprunggelenk 
fest. Lahmheit zeigte das Pferd 
hinten zu keiner Zeit. Wir ei-
nigten uns auf eine Rückab-
wicklung des Kaufvertrages. 
Wir holten das Pferd zeitnah ab 
und erklärten uns bereit, auch 
die Kosten des Schweizer Tier-
arztes zu übernehmen.
Jetzt macht die Käuferin einen 
Schadensersatz in Höhe von 
3677 Schweizer Franken gel-
tend. Darin enthalten sind: 
Fahrten von 2 Besichtigungster-
minen, Transportkosten des 
Pferdes, Hotelübernachtung, 

Zoll, Steuern und vieles mehr.
Ist die Käuferin berechtigt, ei-
nen Schadensersatz zu verlan-
gen? Könnten wir jetzt noch auf 
Lieferung eines Ersatzpferdes 
bestehen, obwohl wir uns schon 
auf die Rückabwicklung einge-
lassen haben? 

Um den von Ihnen ge-
schilderten Sachverhalt recht-
lich seriös beurteilen zu kön-
nen, müssten vorab der schrift-
liche Kaufvertrag sowie 
sämtliche schriftliche Korre-
spondenz, insbesondere über 
die Rückabwicklung geprüft 
werden.
Dann müsste entschieden wer-
den, ob auf den Fall deutsches 
Recht anzuwenden ist (ggf. 
steht etwas hierzu im Kaufver-
trag?). Ferner wäre die Frage zu 
klären, ob Sie sich wirksam über 
die Rückabwicklung des Kauf-
vertrages geeinigt haben 
(mündlich oder schriftlich?) – 
nun haben Sie das Pferd ja be-
reits abgeholt und sogar die 
Kosten für den Tierarzt über-

nommen, so dass schon den 
Umständen nach von einer 
Rückabwicklung auszugehen 
ist.
Angenommen deutsches Ge-
währleistungsrecht wäre hier 
anwendbar, dann müssten Sie 
zusätzlich zur Rückabwicklung 
des Kaufvertrages überhaupt 
nur dann weiteren Schadenser-
satz leisten, wenn Sie in ir-
gendeiner Form die Übereig-
nung des mangelhaften 
Pferdes zu vertreten hätten. 
Zwar haben Sie die Beweislast 
dafür, dass Sie kein Verschul-
den an dem Mangel des Pferdes 
trifft. 
Aber: Zunächst einmal steht ja 
gar nicht fest, dass das Pferd 
überhaupt einen Mangel hat. 
Die Einordnung von Spat als 
Mangel wird hier in Deutsch-
land von den Gerichten durch-
aus von Fall zu Fall unterschied-
lich beurteilt – je nachdem wie 
stark die tatsächliche Beein-
trächtigung des Pferdes durch 
den Röntgenbefund wirklich 
ist. Dies bedeutet wiederum, es 

ist ja gar nicht geklärt, ob Sie 
das Pferd überhaupt hätten 
zurücknehmen müssen oder 
nicht.
Da ich aber davon ausgehe, 
dass Sie sich wirksam über den 
Rücktritt geeinigt haben, 
kommt nun nachträglich eine 
Berufung auf Nachbesserung 
oder Nachlieferung wahr-
scheinlich nicht mehr in Be-
tracht.
Allerdings selbst dann, wenn 
das Pferd nun tatsächlich einen 
Mangel aufweist, der die Käufer 
auch nach deutschem Recht 
zum Rücktritt berechtigt hätte, 
muss dies noch lange nicht be-
deuten, dass diese zusätzlich 
noch Schadensersatz fordern 
können. 
Ihren Angaben nach sind kei-
nerlei Anhaltspunkte dafür er-
sichtlich, dass Sie an dem (ver-
meintlichen Mangel des 
Pferdes) eine Schuld trifft. Dass 
bei der Ankaufsuntersuchung 
außer vorne rechts nicht ge-
röntgt wurde, war (Ihren Anga-
ben nach) offenbar so verein-

Wer dauerhaft im Verein Unterricht gibt und dafür in der Regel entlohnt wird, kann bei einem Unfall die Gesetz-
liche Unfallversicherung in Anspruch nehmen. Dies gilt nicht für Gefälligkeitsleistungen wie Arbeitseinsätze.
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Schadensersatz trotz Rückabwicklung?
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zu diesem versicherbaren Kreis 
nunmehr auch Personen, die 
im Auftrag des Vorstandes be-
stimmte Aufgaben wahrneh-
men, die nicht unbedingt in der 
Satzung verankert sein müs-
sen. Hierunter fällt z.B. auch 
das ehrenamtliche Schiedsrich-
teramt. 

Einige Landessportbünde 
haben in einem vereinfachten 
Verfahren mit der VBG sämt-
liche Ehrenamtsträger und Be-
auftragte freiwillig versichert. 
Daneben kann aber auch jeder 
Sportverein seine Ehrenamts-
träger über einen Sammelan-
trag oder der einzelne Ehren-
amtliche sich selbst freiwillig 
bei der VBG versichern. Der 
Kopfbeitrag betrug im Jahr 
2008 2,73 €. 

Beispiel NRW: Dort sind 
sämtliche Vereinsmitglieder 
über den Sportversicherungs-
vertrag des Sozialwerks des 
Landessportbundes Nordrhein-

Westfalen, der Sporthilfe e.V., 
mit der ARAG abgesichert. Alle 
Vereine, die über den Landes-
sportbund NRW organisiert 
sind sowie deren Organe und 
Mitglieder, sind hierüber Un-
fall-, Haftpflicht- und sogar 
rechtsschutzversichert. In an-
deren Bundesländern bestehen 
entsprechende Sportversiche-
rungsverträge der jeweiligen 
Landessportverbände. 

Greift im Rahmen dieses 
Sportversicherungsvertrages 
kein Versicherungsschutz ein, 
besteht darüber hinaus noch 
die Gruppenversicherung für 
den privaten Reit- und Fahr-
sport des Provinzial-Verbandes 
westfälischer Reit- und Fahr-
vereine e.  V. für die Ausübung 
des privaten Reit- und Fahr-
sports, des Voltigierens sowie 
den privaten Umgang mit Pfer-
den und Ponys. 
	 Olga Voy-Swoboda, 

	 www.pferdesportanwalt.de

bart. Die Käufer hätten selbst 
die Möglichkeit gehabt, das 
Pferd von vornherein auch hin-
ten röntgen zu lassen. Für ein 
Verschulden vom Züchter oder 
Verkäufer müssen schon we-
nigstens konkrete Anhalts-
punkte vorliegen, z. B. dass er 
von dem Mangel wusste und 
diesen gegenüber dem Käufer 
verschwiegen hat oder dass er 
zumindest fahrlässig eine Linie 
züchtet, bei der Spaterkran-
kungen überdurchschnittlich 

häufig vorkommen und er in-
sofern mit diesen Befunden 
bei seinen Zuchtprodukten 
rechnen muss.
So etwas in der Art ist in dem 
von Ihnen geschilderten Fall 
nicht ersichtlich, weshalb (vor-
behaltlich einer sorgfältigen 
Prüfung aller Umstände und 
Unterlagen) nicht davon ausge-
gangen werden kann, dass Sie 
zum Schadensersatz verpflich-
tet sind.
	 Olga A. Voy-Swoboda
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Nicht jeder Röntgenbefund stellt auch gleich einen Mangel dar. 
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